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36." Frist zwischen Anrragstellung und Hauptverhand
lung im beschleunigten Verfahren

5tPO § 417f.

t. Im beschleunigten Verl'ahren darf die Frist zwischen der
Anlragstellung der SlA und der Hauptverhandlung vor dem
AG nicht wCSCl1tlic.h mehr ab 2 Wochen betragen. Ocr VerstoS
hitTgegen begründet einen Verfahrensmangd, den der Ange
klagte im Wege der Sprungrerision mit einer fonngültigen Vcr
fahrcnsriige btanstandcn kann.

2. Mit Einlegung der Berufung geht das beschleunigte Vtt
fahren ohne weiteres ins Nonnalverlahren über; im Beru
fungsverfahren begründet das Fehlen des Eröffnungsbeschlus
ses in derartigen Fällen kein Verfahrenshindernis.

OLG Stuttgart, Besehl. 11. 1J. 8. J998 -1 Ws 123/98 (Die Ent
scheidung wird demniichst mit Sachverhalt und Gründen in
der N]W abgedruckt)

Anmerkung: Die Probleme mit dem durch das Verbrecht:ns
bekämpfungsgesen ~neu{'ntdeckten" Bcschleunigtt'fl Verfah
ren scht:inen sich zu häufen. Zwar gibt es zu den "supcrkur
zen" Verfahren, in dent'fl zuminclcst in Brandenburg Prcsscbc
richten zu folge innerhalb von 24 oder 36 Stunden gelegt'fltlich
selbst t--rciheitsstrafen bis zu I Jahr ohne Strafaussenung zur
Bewährung verhängt werden I, bisher keine (veröffentlichre)
revisionsrichlerliche Judikatur, so daß die Frage, inwieweit in
dieser Konstellation gegen Art. 6 III b EMRK Ueder AngeH
hai das Recht, "über ausreichende Zeit und Gelegenheit zur
Vorbereitung seiner Verteidigung zu verfügen") verstoßen
wird, bisher nichr positiv entschieden ist. Dafür tauchen in
zwischen Judikate von Oberlandesgerichtt'fl auf, die belegen.
daß Amtsgerichte durchaus geneigt sein können, die Annehm
lichkeiten der §§ 417 ff. StPO (kein Zwischt:nverfahren, er
leichterte Beweisaufnahme, Beschränkung auf richterlicht:
Aufldärungspflicht) zu nunen, ohne aber das Verfahren be
schleunigr abzuschließen. Es geht um Fälle wie den, VOn dem
ich zufällig gerade anliißlich einer Rechrsbenltung gehört ha
be: Trunkenheit am Steuer und Einleitung eines Ermittlungs
verfahrens Ende März, Antrag auf Beschleunigtes Verfahren

Mitte Juni, Hauptverhandlung vor dem AG Frankfurt/Oder
Mitte August und dann auch noch Zustellung des abgekürzten
Urteils erst Mitte Dt-zembcr.

I. War den Ausführungen des OLG Düs.u/dorf anl.aßtich
eines Falles, der noch etwas verquerer lag, indirekt zu entneh
men, daß diese Praxis dann in Ordnung sei, wenn dieser Ver
fahrensablauf jedenfalls zügiger ist als sonst bei dem konkre
len Gericht üblich J, so trin das OLG Stuttgart dem nunmehr
deutlich entgegen. Schon mit Beschluß vom 19. 6. 19984 hatte
der 1. Strafsenat betont, daß jedenfalls die Terminierung zur
Hauptverhandlung auf einen Zeitpunkt über I Monat nach
AntragsteIlung der SrA auf Beschleunigtes Verfahren unzul.as
sig sei. Nun ist der gleiche Senat präziser geworden: Im Be·
schleunigten Verfahren dürfe die Frisl zwischen der Antrag
steIlung der StA und der Hauptverhandlung vor dem AG nicht
wesentlich mehr als 2 Wochen betragen.

Das OLG Stuttgart leitel diese Frist aus der in der Ikgriin
dung zum Verbrechensbekampfungsgesctz genannten Formu·
lierung ab, daß die "kurze Frist", von der § 418 I StPO
spricht, eine Zeitspanne sei, .,die in der Regel eine Frist von I
bis 2 Wochen nicht überschreiten sollte". Dieser historischen
Auslegung iSI durchaus zu folgen: Die herrschende Ansichl,
die die Formulierung "kurte Frist" als "küfl'.ere Frist als bei
Durchführung eines Normalverfahrens" inrerpreliert, kann
zudem weder den Wonlaut noch den Sinn und Zweck des Be
schleunigten Verfahrens zu ihren GunSlen anführen.

Freilich ist umgekehn zu fragen, ob diese Interpretation des
DLe Stuttgart schon genügt.lrnmtrhin hatte das Gericht es in
der hi« besprochenen Enrschf:idung zusänlich mil eillCfll
rund 8wöchigen Ermittlungsverfahren zu lun, was das Gericht
nur kurz als "zügige Durchführung" erwähnte.

Lassen wir einmal außer Belracht, ob diese Würdigung im
konkrelen Fall (§ 316 5tGB) richtig war - immerhin war das
Btutalkoholglllachten nach 3 Wochen eingegangen und erst
danach wurden schriftlich Registerauszüge angefordert, ob
wohl Registerauskünfte auch telefonisch zu erhalten sind -, so
dürfte doch mehr als zweifelhaft sein, ob sich ein sokher Fall
noch für das Beschleunigte Verfahren .,eignel", wie es § 417
StPO als Anlragsvoraussetzung fordert. Denn man könnte ar
gumenlieren, die Eignung beziehe sich nichl nur darauf, daS
ein einfacher Sachverhalt und eine klare Beweislage zur Zeit
der AntragsteIlung vorliegen, sondern auch darauf, daß der
behauplete NUlzen. n.amlich die der Tat auf dem Fuße folgen
de Aburteilung (womit schließlich der Vertust von den Be
schuldigten schützenden Formen einzig 7.U legilimieren iSI)
noch erzielt werden kann J • Dann könnte ein Beschleunigles
Verfahren nur dann durchgeführt werden, wenn auch das Er
mittlungsverfahren kurz gehalten werden konnte, genauer ge
sagl sogar nur, wenn der zeitliche Abstand zur Tat noch gering
ist.

Will man diese überlegung gedanklich ähnlich wie das
OLG Stultgart festmachen. so bietet sich hierzu ein Blick auf
die Frist der I-Iauprverhandlungshaft in § 127b 11 SIPO an.
Danach könnte man argumentieren. daß sich nur bei einer
Orienlierung des Ermitllungsverfahrens an einen I-Wochen
Zeitraum ab Tat eine Sache noch für das Beschleunigle Verfah
ren "eigner".

Diese Frist, die also bis zum erstinstanzlichen Urteil einen
Zeirraum von ca. 3 Wochen erl:tuble, würde sich auch in Über
e.instimmung damit befinden, daß das Beschleunigte Verfah
ren nur dann seine Legilimation haben kann, wenn es eine
Strafsache schneller abschließI, als dies im Normalverfahren
möglich w.are. Auch in Ansehung der Erklärungsfrist im Eröff
nungsverfahren und den Ladungsfrislen zur Hauptverhand
lung kann aber ein Normalverlahren in einer einfachen Sache
durchaus in kaum mehr als 3 Wochen abgeschlossen werden'.
Daß dies kaum einmal geschiehl, kann man nicht der Sirafpro
zeßordnung anlasten.

Nimmt man diese Überlegungen zur uitlichen Obergrcß1.t'
des Beschleunigten Verfahrens an, ist damil freilich nichts zu
einer entsprechenden Untergrenze gesagt. ein Problem, das,



Entscheidungen - StrafllO/lstreckungs-!Volhugsrecht: Alldere Strafgerichte NStZ 1999, Heft 5 "9

wi~ ~ingangs ~rwähnl, zumind~st~inige Gerichte bish~r nicht
als solches ~rkannt haben. Hi~r ist zunächst einmal zur
Kcnntnis zu nehmen, daß seit Diinn~bier7 immer wied~r ge
sagt wird, schon alkin~ aufgrund d~r ..Schockwirkung" bei
~iner einstweiligen Fcstnahme würde eine Hauptverhandlung
i~d~nfalls in d~n ~rst~n 3 Tag~n unl~r Geltung der EMRK
aussch~iden. Akzcpti~n man dies, ist jedenfalls di~ in Bran
denburg zu beobachtende Praxis, gleich innerhalb der Frist
des § 128 I 5tPO den Beschuldigten zur Hauprv~rhandlung

vorzuführen. mit der EMRK unvereinbar. Bed~nkt man f~r

ner. daß dem Beschuldigten im Normalverfahren selbst für
di~ Beantwortung der Frage, ob er denn gemäß § 142 I 2
StPO einen Pflichtvert~idiger namentlich benennen möchte,
in aller Regel ~ine Frist von 4 Tagen eingeräumt w~rden soll8,
so kann der Zeitraum zur Vorbereitung d~r (gesamten) V~r

l~idigung j~denfalls nkht kürzer sein. Arbeit~l man auch hi~r

wied~r gedankhch w~ das OLe Stuttgart, biet~t sich wohl
ein Abstellen auf d~ Rechtsmittelfristen an: Geben wir jedem
Beschuldigten das Recht, 1 Woche (bei Strafbefehlen, selbst
bei Bußgeldbescheiden sogar 2 Wochen) zu über1eg~n, ob er
sich (w~iter) gegen den Vorwurf veneidig~n will, so kann die
se Frist wohl nicht unt~rschritten werden, hat der Beschul
digte die Frage zu enlscheid~n, wie ~r sich überhaupt zu ver
teidigen beabsichtigt. Obrig~ns hane Dünnebier, alkrdings
mit nicht ganz nachvollziehbarer Begründung', eine solche
Woch~nfrist schon für Beschleunigt~ Verfahren bei Mitwir
kung eines Vcrtcidigers gefordert 10.

Interpretiert man dcn zeitlichen Ablauf eines Beschleunigten
Verfahrens - dem ich freilich grundsälzlich nach wie vor strikt
ablehnend gegenübersteheIl - in dieser Weise,li~ße sich auch
di~ Zulässigk~it der "sofortigen" Hauptverhandlung in
§ 4181 StPO EMRK-konforrn auslegen, daß sie auf Fälle be
schränkt bliebe, in denen schon ein einwöchiges ErmitTlungs
verfahren eine ausreK:hend~ VeneidigungsvorbereifUng ~r

mäglichte_
2. Dem OLe Stuttgarr ist auch insoweit zuzustimmen, als

cs in einem. in zu langer Frist durchgeführten Beschleunigten
V~rfahren zwar einen Rechtsfehkr sicht, der mit der Verfah
rensrüge angegriffen werden kann. aber kein Verfahrenshin
dernis, wie es noc.h das OLe Diisuldorf in der vorhin er
wähnten Emsch~idung annahm u . Zwar bildet das Fehlen ei
nes Eröffnungsbeschlusses im Normalverfahrcn ein Verfah
renshindernis. Entscheidend ist aber, daß das Beschleunigte
Verfahren keinen Eröffnungsbeschluß kennt. und eben nicht
ein Normalverfahren ohne Eröffnungsbeschluß durchgeführt
worden ist, sondern ein, wenn auch rechtswidriges, Beschleu
nigtes Verfahren, für das demzufolge keine Prozcßvoraussct
zung gefehlt hat. Daß di" keine Haarspalterei ist, mag bele
gen, daß ein verspätet verhandelndes Amtsgericht mit Selbst
verständlichkeit auch auf die Sondervorschriften für die Bt
weisaufnahme in § 420 StPO zurückgreifen würde.

Verfehlt sind jedoch die Ausführungen. mit d~nen das OLG
Stuttgart das m~iner Ansicht nach richtige Ergebnis vor allem
begründet. Die Annahme eines VerfahTCnshind~misses würde
den ..Geseneszweck der 8eschkunigung d" Verfahrens in
sein Gt1;enteil verkehren.... Das Verfahren würde ..zeitlich um
I bis 2 Jahre zurückversettt~ und führe zu ..verfahrensökono·
misch nicht vertretbarem Aufwand" und der in ..aller Regel
sachlich nicht gerechtfertigten Überbürdung der Gerichtsko
sten und der notw~ndigen Auslagen des hinreichend verdäch
tigen Angekl. auf die Staatskasse .... Diese Argurnenlation gibt
nun nicht nur überhaupt nichts für die Frage der dogmati
schen Einordnung des in Rede stehenden Rechtsfehlers her,
sondern hätte zur Konsequenz, daß behebbaren Verfahrens
hindernissen und vielleicht sogar zur Urteilsaufhebung nöti
genden Verfahrensfehlern überhaupt in der Revision immer
die Anerkennung versagt bleiben müßte.

Professor Dr. Dr. Uwe Scbeff1er, Frankfurt/Oder
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